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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13/4 R 515/06 B 
 
L 1 R 748/06 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 9 RJ 2604/02 (SG Berlin) 
 
 
 
 
………………………………………… , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ............................................................., 

 
 
 

 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg, 
Knobelsdorffstraße 92, 14059 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. September 2007 durch die 

Richter   Dr.  F i c h t e   - Vorsitzender -,   Dr.  T e r d e n g e   und die Richterin 

Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Beschluss des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 10. Oktober 2006 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 10.10.2006 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung höherer Rente verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat der Kläger beim 

Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf grundsätzliche Bedeutung. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung vom 18.1.2007 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der ausschließlich geltend gemachte Zulas-

sungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 des Sozialgerichtsgesetzes 

<SGG>) nicht ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie 

eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder 

der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter 

Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, 

welche Fragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine 

Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten 

lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). Um seiner 

Darlegungspflicht (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin 

Folgendes aufzeigen: (1) Eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, 

(3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie (4) die über den 

Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte 

Breitenwirkung). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger sieht die Frage als grundsätzlich bedeutsam an, "ob (auch) für die Beschäftigten in 

Betrieben nach § 1 Buchstabe a) der Anordnung über die Berechnung von Renten der Sozial-

versicherung für bestimmte Gruppen von Werktätigen vom 12. April 1976 ebenso wie für 

Beschäftigte bei der Deutschen Reichsbahn oder der Deutschen Post nach § 256a Abs 2. 

SGB VI die tatsächlich erzielten Arbeitsentgelte über der Beitragsbemessungsgrenze der DDR 

ohne Beachtung der Beitragszahlung zur FZR als versichert anzusehen sind". 

 

Damit hat der Kläger zwar eine Rechtsfrage formuliert, die im vorliegenden Verfahren grund-

sätzlich klärungsfähig (entscheidungserheblich) sein mag. Er zeigt aber nicht auf, dass sich 

deren Beantwortung bisher nicht aus höchstrichterlicher Rechtsprechung ergibt, die 

Rechtsfrage mithin noch nicht geklärt ist.  
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Der Kläger führt lediglich aus, der Gesetzgeber sei durch die Entscheidungen des BSG vom 

10.11.1998 (B 4 RA 21, 25, 32, 38 und 43/98 R) "verpflichtet" worden, § 256a Abs 2 SGB VI zu 

ändern. Damit habe er die Änderung nicht "bewusst" auf Beschäftigte der Deutschen Post und 

der Deutschen Reichsbahn beschränkt; "mit dieser Gruppe" seien aber die Beschäftigten in den 

Betrieben der speziellen Produktion vergleichbar, denen ebenfalls eine gesteigerte Anrechnung 

von Arbeitsentgelten zugesichert worden sei, ohne dass dies auf Zahlungen von Beiträgen zur 

freiwilligen Zusatzrentenversicherung beruhe. 

 

Eine Auseinandersetzung mit der genannten Rechtsprechung fehlt. Abgesehen davon, dass 

der Gesetzgeber durch Rechtsprechung des BSG nicht zu einem bestimmten Handeln 

verpflichtet werden kann, vermag die Tatsache, dass der Kläger die Auffassung des LSG im 

angefochtenen Beschluss für "unrichtig" hält, die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung 

einer Rechtssache iS des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG nicht zu ersetzen. Solche Bedeutung ist 

nicht schon deshalb gegeben, weil das LSG die Sache - vermeintlich - falsch entschieden hat 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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